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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mittels parlamentarischer Initiative beabsichtigte Michael Töngi (gp, LU),
Bundesangestellte zu verpflichten, per Bahn zu reisen, wenn die Reisezeit weniger als
acht Stunden dauert. Die momentan geltende Empfehlung, bei fünf- bis sechsstündigen
Reisezeiten die Bahn zu nutzen, genüge nicht. Vor allem aus ökologischen Gründen sei
eine Bahnreise einer Flugreise vorzuziehen. 
Mit 15 zu 10 Stimmen beantragte die SPK-NR im August 2020, dem Vorstoss keine Folge
zu geben. Die Mehrheit der Kommission sah keinen Handlungsbedarf, da die
Verwaltungsangestellten für das Thema sowieso bereits sensibilisiert seien und der
Bundesrat erst kürzlich einen Aktionsplan «Flugreisen» in Kraft gesetzt habe, der zu
einer Bahnreise verpflichtet, wenn die Reisezeit weniger als sechs Stunden beträgt. Man
müsse zuerst abwarten, wie diese neue Regelung wirke. Zudem sei aus ökologischer
Perspektive nicht die Wahl des Verkehrsmittels per se, sondern der ökologische
Fussabdruck der gesamten Reise zentral. Andri Silberschmidt (fdp, ZH) fügte den
Kommissionsargumenten zudem den Umstand hinzu, dass der Bund bereits heute
sämtliche CO2-Emmissionen kompensiere. Deshalb würde die Forderung von Michael
Töngi «auch klimapolitisch keinen grossen Mehrwert schaffen».
In seinem Plädoyer für sein Anliegen, das in der Herbstsession 2020 in der grossen
Kammer beraten wurde, rechnete Töngi vor, dass die Bundesangestellten im Jahr 2019
insgesamt rund 1'600 mal um die Erde geflogen seien. Zwar habe der Bund einiges
unternommen, aber seit 2006 hätten die Flugreisen um 24 Prozent zugenommen – vor
allem nach Brüssel, Rom und London werde meistens das Flugzeug gewählt. Die aktuelle
Regelung sehe zudem vor, dass nach wie vor das Flugzeug gewählt werden dürfe, wenn
man damit auf eine Übernachtung vor Ort verzichten könne, was verhindere, dass für
nahe Städte eher die Bahn gewählt würde.  Eine letztlich doch recht knappe Mehrheit
von 99 zu 85 Stimmen (1 Enthaltung) sah dies ähnlich und versenkte die
parlamentarische Initiative. Unterstützt wurde die Idee von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der GLP und der GP und von drei Bürgerlichen (Lukas Reimann (svp,
SG), Anna Giacometti (fdp, GR) und Christoph Eymann (ldp, BS)).
Freilich dürfte die Frage nach der Wahl des Verkehrsmittels damit noch nicht gänzlich
vom Tisch sein. Einer weiteren parlamentarischen Initiative Töngi (Pa.Iv. 19.407), mit der
die Parlamentsmitglieder zur Vermeidung von Flugreisen verpflichtet werden sollen,
war nämlich im Februar 2020 von beiden Büros Folge gegeben worden. Ausstehend war
zudem eine Motion (Mo. 20.3026) von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH), die auch eine
Reduktion der Flugreiseemissionen von Bundesratsmitgliedern fordert. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN

Weil sich der Ständerat ziemlich knapp dazu entschieden hatte, nicht auf die Vorlage
der SPK-NR für eine Änderung des Öffentlichkeitsgesetzes einzutreten, musste sich
die grosse Kammer in der Herbstsession 2021 erneut über die Idee eines kostenlosen
Zugangs zu öffentlichen Dokumenten beugen. Eine 18-köpfige Mehrheit der
Kommission empfahl Festhalten am Eintretensentscheid und eine 5-köpfige Minderheit
wollte sich dem Ständerat anschliessen und damit die bisherige Regelung beibehalten,
welche die Erhebung von Gebühren erlaubt. 
In der Regel seien Anfragen kostenlos. Gebühren würden effektiv nur in jenen Fällen
erhoben, in denen die Bereitstellung nachgefragter Dokumente mit hohem Aufwand für
die Verwaltung verbunden ist, führte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) in der Ratsdebatte
für die Kommissionsminderheit aus, also etwa in 3 Prozent aller Fälle. Ein
Handlungsbedarf mache die FDP.Liberale-Fraktion aufgrund dieser geringen Zahl nicht
aus. Auch die Mitte-Fraktion – ausgenommen die EVP – sehe nicht ein, weshalb das
bewährte Vorgehen geändert werden soll, erklärte Marianne Binder-Keller (mitte, AG).
In Ausnahmefällen dürfe eine Anfrage durchaus etwas kosten, zumal die Gebühren für
den teilweise hohen Aufwand «wirklich marginal» seien. Auf der anderen Seite
argumentierten die Grüne sowie die Grünliberale Fraktion mit der Transparenz, die nur
dann gegeben sei, wenn alle Dokumente kostenlos zur Verfügung gestellt würden – so
Irène Kälin (gp, AG) und Corina Gredig (glp, ZH) einhellig. Verwundert zeigte sich Nadine
Masshardt (sp, BE) über die Ablehnung des Ständerats, habe doch die SPK-SR der
parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf welche die Vorlage
zurückgeht, noch einstimmig Folge gegeben. Neue Argumente seien in der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2021
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ständeratsdebatte allerdings keine aufgekommen. Das 2004 eingeführte
Öffentlichkeitsprinzip und das Ziel «die Verwaltung bürgerfreundlicher und
zugänglicher» zu machen, könne aber nur gänzlich gebührenfrei umgesetzt werden.
Auch der Bundesrat stehe hinter der Vorlage, liess Karin Keller-Sutter verlauten. Der
Handlungsbedarf sei in der Tat «eher punktuell», aber es könne nicht ausgeschlossen
werden, dass überhöhte Gebühren Gesuchstellende abschrecken könnten. Weil neben
der geschlossenen FDP- und der mehrheitlichen Mitte-Fraktion niemand die
ständerätliche Ablehnung des Vorschlags teilen mochte, entschied sich der Nationalrat
mit 132 zu 47 Stimmen für Festhalten am Eintretensentscheid. Damit ging die Vorlage
zurück an den Ständerat. 2

Auch im Nationalrat, der das Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur
Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG) in der Herbstsession 2022 beriet, war die
bisher eher gemächliche Geschwindigkeit der schweizerischen Verwaltung hinsichtlich
Digitalisierung Thema bei der Eintretensdebatte. Die Schweiz hinke hinterher, befand
etwa der Sprecher der SPK-NR, Andri Silberschmidt (fdp, ZH). Zudem finde die
Digitalisierung in der öffentlichen Verwaltung zwar statt, aber es gebe einen
«Wildwuchs von Systemen und Prozessen [...], die wenig aufeinander abgestimmt»
seien. In der Kommunikation zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden, Privaten und
Firmen brauche es aber gemeinsame Standards und Verantwortlichkeiten, die im
vorliegenden Gesetz geregelt würden. Die Mehrheit der Fraktionssprecherinnen und
-sprecher war sich danach einig, dass die Schweiz ihren Rückstand aufholen müsse
(Marco Romano, mitte, TI), dass es nun einen stärkeren politischen Willen brauche
(Damien Cottier, fdp, NE), dass man eigentlich gerne noch weiter gehen würde (Angelo
Barrile, sp, ZH), dass man jetzt einen Gang höher schalten wolle (Gerhard Andrey, gp,
FR), dass man nun keinen halben Schritt rückwärts, sondern zwei Schritte vorwärts
machen müsse (Corina Gredig, glp, ZH) oder dass man «dem Anschluss an die moderne
Welt [nicht mehr länger] hinterherrennen» dürfe (Barbara Steinemann, svp, ZH).
Eintreten war entsprechend unbestritten, obwohl Bundesrat Ueli Maurer darauf
hinwies, dass es nicht nur Rufe gebe, die Handbremse endlich zu lösen, sondern dass in
der Bevölkerung auch «abgrundtiefes Misstrauen» gegenüber der Digitalisierung
festgestellt werden könne. 
In der Detailberatung schuf der Nationalrat eine gewichtige Differenz zum Ständerat. So
soll das Gesetz nicht nur für die Bundesverwaltung, sondern auch für die
Kantonsverwaltungen und alle mit Vollzugsaufgaben betrauten Organisationen und
Personen gelten. Diesen Passus hatte der Bundesrat   nach der Vernehmlassung aus der
Vorlage gestrichen, weil er von Städten und Kantonen stark kritisiert worden war. Die
SPK-NR habe mit 15 zu 6 Stimmen bei einer Enthaltung aber dafür optiert, hier keinen
föderalen Flickenteppich zu schaffen. Mit 114 zu 77 Stimmen folgte die Ratsmehrheit
ihrer Kommission. Die geschlossen stimmende SVP-Fraktion und eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion fanden sich in der Minderheit und votierten für die auch von Bundesrat
Ueli Maurer beworbene Lösung, der vergeblich argumentiert hatte, dass diese
Ausweitung des Gesetzes noch nicht reif sei.
Darüber hinaus wollte der Nationalrat im Gegensatz zur ständerätlichen Fassung auch
explizit das Prinzip «digital first» im Gesetz verankern. Damit werde eine Umkehr der
heutigen Praxis gefordert, mit der alles auf Papier gedruckt werde. Neu soll alles digital
sein und nur noch in Ausnahmefällen analog angeboten werden. Ebenfalls abweichend
vom Ständerat folgte die Ratsmehrheit ihrer SPK-NR, die den Passus der kleinen
Kammer wieder rückgängig machen wollte, wonach auf unterschiedliche Bedürfnisse –
vor allem von Personen ohne digitale Kenntnisse – Rücksicht genommen werden müsse.
Schliesslich machte der Nationalrat aus der Kann-Formulierung für die Veröffentlichung
von Open-Source-Software wieder eine Muss-Formulierung. Nachdem die
Ausgabenbremse gelöst worden war, erhielt die Vorlage in der Gesamtabstimmung 144
befürwortende und 24 ablehnende Stimmen. Letztere, wie auch die 24 Enthaltungen,
stammten allesamt aus der SVP-Fraktion. 3
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1) AB NR, 2020, S. 1400 ff.; Bericht SPK-NR vom 14.8.20; SoZ, 16.2.20; TA, 10.3.20
2) AB NR, 2021, S. 1927 ff.; AZ, 21.9.21
3) AB NR, 2022, S. 1591 ff.
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